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Begründung:

I. Klage aus dem Off

Aus der Berufungsklage ist nicht ersichtlich, wo sich der Kläger aufhält, bzw. seine

ladungsfähige Adresse ist nicht erkenntlich.

Eine Klage aus dem Off ist unzulässig:

BGH Urteil v. 07.07.2023, Az. 210/22

Eine ordnungsgemäße Klageerhebung setzt grundsätzlich die Angabe der ladungsfähigen

Anschrift des Klägers voraus.

Eine Heilung ist nicht mehr möglich, da die Berufungsfrist bereits abgelaufen ist.

Dies wäre auch nicht interessensgerecht, denn der Berufungskläger hat massive

Geldprobleme. Es steht zu befürchten, dass - wie auch in sämtlichen (!) Parallelverfahren

vor den Gerichten in Frankfurt - bei Unterliegen keine Schadensersatz an den Beklagten

geleistet wird.

Beweis: Parteivernahme Oliver Feldmann

Zwangsvollstreckungsstelle Amtsgericht Frankfurt

Es wird daher bereits jetzt beantragt die Klage aus dem Off als unzulässig abzuweisen.
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Weiterhin wird beantragt dem Berufungskläger

eine Frist zu bestimmen, innerhalb der er eine Prozesskostensicherheit in

einer in das Ermessen des erkennenden Gerichts gestellten Höhe von

zumindest jedoch 42.295,08 EUR zu leisten hat.

Die Höhe der Prozesskostensicherheit ist nach § 112 Abs. 1 ZPO von dem erkennenden

Gericht nach freiem Ermessen festzusetzen. Dabei ist grundsätzlich von den

Prozesskosten auszugehen, die der Beklagte voraussichtlich aufzuwenden hat, wenn alle

Rechtszüge durchlaufen werden (BGH NJW 1981, 2646).

Die Erhebung der Berufung erscheint mutwillig.

Eine Zahlung durch den Berufungskläger ist nicht zu erwarten.

Sämtliche streitgegenständlichen Gesellschaften, denen er als Geschäftsführer vorstand,

und die mit Mitteln der Gesellschafter finanziert waren, sind insolvent.
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Mangels neuer gutgläubiger Investoren, hat der Berufungskläger vermutlich kein

Einkommen, um die Kosten der Berufung im Unterliegensfall zu zahlen. Dafür spricht auch

die Verschleierung seines Aufenthalts.

Bis zur Leistung der Prozesskostensicherheit ist der Beklagte berechtigt, die materielle

Klageerwiderung zurückzustellen.

II. Hilfsweise und unter Verwahrung gegen die unzulässige Klage aus dem Off

sowie die beantragte Prozesskostensicherheit führe ich aus:

Der maßgebliche Sachverhalt rechtfertigt keine andere Entscheidung. Der

Berufungskläger meint im Wesentlichen, dass das Landgericht Frankfurt alles “abwegig”

und “falsch” gewürdigt habe:

vgl. so z.B. Seite der Berufungsbegründung.

Im weiteren meint der Berufungskläger, dass er das ja alles schon gesagt habe, und

verweist auf seinen Schriftsatz vom 18.11.2021:
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vgl. Seite 9 der Berufungsbegründung.

Dies zieht sich durchweg durch die gesamte Berufungsbegründung, bis hin zur letzten

Seite. Im Grunde ist das Landgericht Frankfurt der Auffassung der ursprünglichen

Klägerin schlicht nicht gefolgt. Genau diese Fragen wurden sämtlich bereits vor dem

Landgericht in hunderten Seiten Schriftsätzen diskutiert und auch in der mündlichen

Verhandlung besprochen und bewertet. Allein aus dem Grund, dass dies nicht der

Vorstellung der Klägerin entspricht, kann kein rechtsfehlerhaftes Urteil folgen. Genau dies

versucht die Klägerin dem Senat weis zu machen.

An dieser Stelle sei der Hinweis durch den Beklagtenvertreter gestattet, dass es extrem

mühselig ist die schlichtweg falschen Behauptungen des Berufungsklägers

herauszuarbeiten und zu widerlegen. So wird aus einem eigentlich einfachen Sachverhalt

ein umfangreiches Konstrukt, welches sehr schwer objektiv zu betrachten ist. Dies dürfte

wohl auch die Prozesstatkik der Beklagten sein. Auch das Oberlandesgericht Frankfurt

(Beschluss vom 30.05.022, Az. 23 U 73/22.) fand hierfür bereits deutliche Worte:

In dem Fall ist der Kläger die Webshop Factory GmbH, vertreten durch den

Geschäftsführer Oliver Feldmann, gegen den Beklagten, die eWoolution GmbH

Der Senat war hier sichtbar genervt von den stetigen Wahrheitsverdrehungen durch die

Klägerin. Dies setzt sich weiter fort, indem tatsächlich weiter versucht wird, in eindeutige

Formulierungen einen gänzlich anderen Sinngehalt hinein zu forcieren. Im Einzelnen:
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III. Materielle Richtigkeit des Urteils

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Gericht begründet die Abweisung der

Klage in jedem Punkt damit, dass es an einer die Wiederholungsgefahr indizierenden

Erstbegehung fehle. Für eine solche müsse, wenn die sinngemäße Wiederholung von

Äußerungen untersagt werden soll, den beanstandeten Äußerungen der beigemessene

Sinn tatsächlich zu entnehmen sein.

Dies entspricht dem Vortrag des Beklagten, dass die angegriffenen Äußerungen so nicht

gefallen sind. Da sich die Parteien um eine E-Mail des Beklagten streiten, konnte dies

auch sehr einfach belegt werden, da die Äußerungen eben so nicht geschrieben wurden,

sondern die Klägerin dies “den Senat nur glauben machen will”.

a) Antrag der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

die Geschäftsführung der eWoolution Holding GmbH, konkret Herr Andreas

Dezelski, verwendet Gesellschaftsmittel pflichtwidrig für persönliche Zwecke

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Besonders auffällig sind hierbei Entnahmen seitens der Geschäftsführung für

persönliche Interessen, die nicht im Sinne der Gesellschaften sind.”

Realität:

Der Berufungskläger stört sich nun daran, dass das Landgericht hier differenziert hat, ob

die Mittel der Gesellschaft “pflichtwidrig” (wie hineininterpretiert) oder “nicht im Sinne der

Gesellschaft” (Wortlaut) sind.

Nun sind wir hier unter Juristen und sind uns der genauen Bedeutung von Worten

durchaus bewusst. Allerdings ist sich auch der Empfängerkreis der Mail dessen bewusst,
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da es sich bei diesen um Unternehmer und Geschäftsleute handelt. Herrn Köppen mag

man es noch nachsehen, dass er nicht weiss oder es uns nur glauben machen möchte,

dass es hier einen Unterschied gibt. Für den unternehmerischen Empfängerkreis

entspricht es jedoch dem Alltagswissen, dass eine Verwendung von Mitteln durchaus

“nicht im Sinne der Gesellschaft” sein kann. Beispiele hierfür reichen von

Schadensersatzzahlungen bis hin zu fehlgeschlagenen Investments. Alle sind durchweg

nicht im Sinne der Gesellschaft, aber keine kriminelle Untreue.

Diesen Antrag wies das Gericht mit der Begründung ab, der Beklagte habe „ausdrück-

lich“ keine Pflichtwidrigkeit der Mittelverwendung durch den Kläger behauptet. Das ist

korrekt.

Die weitere Argumentation des Berufungsklägers, dass diese Aussage ja im

Gesamtkontext (der sich unbestritten nicht positiv für den Geschäftsführer darstellt)

gelesen werden müsse, und sich daraus dann ergebe, dass die fehlende Aussage der

“Pflichtwidrigkeit” konstruiert werden könne, erschließt sich nicht.

Denn der Beklagte hat die Aussage ebenfalls nicht kontextlos aufgestellt, sondern sogar

den Kontext, den er für bedenklich hält, der streitgegenständlichen Mail beigefügt. Der

Berufungskläger kann sich daher nicht einfach den folgenden Satz als Kontext

herauspicken:

„Weiterhin wurden Dienstleister aus den Mitteln der Gesellschaft bezahlt, des-

sen Leistungserbringung allerdings zu Gunsten einer anderen Gesellschaft er-

folgte. Den Verdacht der Untreue gilt es hier weiterzu prüfen. Ebenfalls wer-

den von mir bereits strafrechtliche Schritte geprüft. Eine erste Sichtung der

Fibu hat bereits mehrere Fälle aufgedeckt, siehe Beweise/Belege im Anhang."
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Um damit völlig unabhängig vom Kontext wieder behaupten, dass der Beklagte damit

eine pflichtwidrige - und nicht nur dumme oder schlechte - Verwendung der Mittel

begangen habe.

Ich halte dies für eine in der Laiensphäre zulässige Meinungsäußerung des Beklagten, der

mit der Mittelverwendung durch die Geschäftsführung unzufrieden ist, was im Hinblick auf

die eingetretene Insolvenz auch berechtigt war. Dass der Beklagte dem Kläger Untreue im

Rechtssinn vorwerfen wollte, ist nach BVerfG Beschluss vom 10. Oktober 1995 - 1 BvR

1476/91 (Soldaten sind Mörder) zu verneinen.

Weiterhin hat der Beklagte an die streitgegenständlichen Mail die Rechnungen beigefügt,

die aus seiner Sicht kritisch zu sehen sind, sodass sich jeder selbst ein Bild davon

machen konnte - ohne dass es dieser forcierten Interpretation durch den Kläger

bedarf.

Persönliche Interessen definiert der Beklagte als Interessen, die nicht im Sinne der

Gesellschaft sind.

Daher kann die Abgrenzung zwischen Meinungsäußerung und überprüfbarer

Tatsachenbehauptung eigentlich dahinstehen, da der Beklagte jedenfalls auf die aus

seiner Sicht nicht korrekte Mittelverwendung aufmerksam machen wollte, die zum

Beispiel anhand eines von der Klägerin zu 1) bezahlten Designsets sichtbar wird. Dieses

wird bei der eWoolution GmbH (abrufbar unter support.ewoolution.de) verwendet, obwohl

es von der ursprünglichen Klägerin zu 1) bezahlt und beauftragt wurde.

Beweis: Parteivernehmung des Beklagten

Parteivernehmung des Herrn Andreas Dezelski

Anlage 2: Webseite support.ewoolution.de
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Auch Urteil des Amtsgerichts Frankfurt Az. 30 C 169/21 (71) (Anlage 1) stellt richterlich

fest, dass der Kläger zu 2) (Andreas Dezelski) und dessen Vater bei Verfügungen der

eWoolution Holding GmbH eigene Interessen verfolgen. Die Geschäftsführung hat auf

diese Vorwürfe natürlich reagiert und durch reine Schutzbehauptung lapidar erklärt, dass

diesbezüglich irgendwann angeblich mal eine Schlussabrechnung gegenüber den

tatsächlich Begünstigten stattfinden solle:

“Herr Andreas Dezelski ist Geschäftsführer beider Gesellschaften. Er ist zudem von

dem Verbot befreit, Insichgeschäfte vorzunehmen. In Wahrnehmung gerade seiner

Vermögensbetreuungspflichten gegenüber beiden Gesellschaften beauftragte er für

beide Gesellschaften etwa bei Flens IT Solutions bestimmte

Entwicklungsleistungen, die gleichermaßen relevant waren für beide

Gesellschaften. Anstatt also zwei Aufträge zu jeweils höheren Kosten in Auftrag zu

geben, vergab er einheitliche und damit günstigere Aufträge. Die gegenüber

getrennten Aufträgen niedrigeren Kosten dieser einheitlichen Aufträge teilen sich

beide Gesellschaften, wobei gegebenenfalls eine Gesellschaft für die andere in

Vorleistung tritt und gegenüber der anderen Gesellschaft Rechnungen über den auf

die andere Gesellschaft entfallenden Anteil der Leistungen stellt.

vgl. Abmahnung vom 17.06.2021, Seite 8

Eine solche Schlussabrechnung ist nie erfolgt. Im Prinzip wird der Vorgang von der

Klägerin zu 1) bestätigt. Selbst wenn die Kläger die Belege für dieses angeblich geplante

Vorgehen nun “finden” würden, ist die eWoolution GmbH finanziell gar nicht in der Lage

diese Forderungen zu bedienen, was den Klägern auch bekannt ist. Der Kläger zu 2) ist

Geschäftsführer beider Gesellschaften.

Beweis: Anlage 3: Begründung Nachschusspflicht eWoolution GmbH
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All dies wurde bereits im Verfahren vor dem Landgericht ausführlich diskutiert,

besprochen, belegt und gewürdigt. Daher ist diesbezüglich auch eine Präklusion

ausgeschlossen.

Ganz ehrlich: Dass das Landgericht hier nicht einfach festgestellt hat, dass diese

Ausgaben “nicht im Sinne der Gesellschaft” waren, war wohl eher als Gefallen für den

Kläger gedacht.

Die Aussage des Klägers, dass das Landgericht so simpel ist, dass es der Interpretation

des Klägers nicht folgt, obwohl die Ansicht des Klägers ja so offensichtlich ist, scheint

verfehlt.

vgl. Seite 3 der Berufungsbegründung.

Vielmehr hat das Landgericht weitere Differenzierungen angestellt und den genauen

Wortlaut berücksichtigt, statt der Interpretation (!) des Klägers. Die nicht durch den

Wortlaut gestützt ist.

b) Antrag der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

Herr Andreas Dezelski leaste auf Kosten der eWoolution Holding GmbH ein von

ihm genutztes Kfz

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Das ist dahingehend besonders ernüchternd für mich, da rund 95% aller Kunden

der eWoolution GmbH von mir generiert wurden, ich bereits unentgeltlich etliche

Monate für das Projekt gearbeitet habe und ausschließlich meine guten Freunde als
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Business Angels der ersten Runde mit dabei sind und in Summe rund 90 TEUR mit

eingebracht haben.

Von Dezelskis Freunden wollte keiner investieren und so langsam weiß ich auch

warum: Sich in der Startup Phase einen BMW M6 Sonderedition mit

Neuwagenwert 200 TEUR auf die Firma zu leasen, ohne die anderen Gesellschafter

vorher zu fragen, ist schon bemerkenswert, zumal für hart erarbeitete

Vertriebsprovisionen der Gründungspartner dann kein Geld mehr da war.”

Realität:

Herr Feldmann bezieht sich einleitend und abschließend auf die eWoolution GmbH.

Das Landgericht ging damit dem Kläger nicht auf den Leim, der sich im Rechtsstreit nicht

hinter der Ambiguität seiner Äußerungen zu verstecken versuchte (s. die Klageerwiderung

und die Replik hierauf im Schriftsatz vom 18. November 2021), sondern offen und ehrlich

auf den eindeutigen Wortlaut und Kontext der streitgegenständlichen Mail abstellte.

In kruder Weise vermengt der Berufungskläger nicht zusammenhängende Sachverhalte

zu unwahren “Interpretationen”, um so einen einheitlichen Eindruck davon zu erzeugen,

dass der Berufungsbeklagte etwas behauptete, was er objektiv nicht hat.

Der Beklagte machte gerade kenntlich, dass bei einzelnen Behauptungen die eWoolution

Holding GmbH gemeint gewesen ist. Er machte deutlich, wann mit „der Gesellschaft“

oder „der Firma“ die eine oder die andere Gesellschaft gemeint gewesen ist.

Dass der Empfängerkreis sehr wohl zwischen zwei Gesellschaften differenzieren kann

(absurd, dass dies bestritten wird) zeigt sich an der durch den Berufungskläger

vorgelegten Mail, in der ein Empfänger fragt, ob auch für die andere Gesellschaft, die

eWoolution Holding GmbH ein KFZ vorgesehen ist.
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Die Empfänger der E-Mail verstanden damit die Intention des Beklagten gerade richtig.

Nämlich einen Bezug der Behauptungen zu den jeweils genannten Gesellschaften.

Hintergrund zur Abmahnung:

Der Berufungskläger hat vor diesen Rechtsstreitigkeiten versucht, den Berufungskläger

mundtot zu machen. Dafür wurde die Abmahnung von Rechtsanwalt Köppen verschickt.

Für den Berufungskläger überraschend hat der Herr Feldmann jedoch nicht auf die

anwaltliche Einschüchterung so reagiert, wie erwartet. Sondern den Kläger aufgefordert,

das Klageverfahren zu eröffnen. Nun muss der Kläger aus den schriftlichen Äußerungen

irgendwas konstruieren, was gar nicht geschrieben wurde. Dies wurde mit der über 100

Seiten langen Klageschrift versucht und vom Landgericht entsprechend beschieden.

Dies ist der Grund, warum es manchmal so absurd wirkt, dass man klarstellen muss, dass

unternehmerische Menschen zwischen zwei Gesellschaften unterscheiden können.

c) Antrag der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

zwischen der eWoolution Holding GmbH und Herrn Oliver Feldmann wurde ein

Vertrag geschlossen, aufgrund dessen die Gesellschaft Herrn Feldmann

Umsatzprovisionen schuldet, die eWoolution Holding GmbH weigert sich durch

ihren Geschäftsführer Andreas Dezelski, Herrn Oliver Feldmann diesem

geschuldete Umsatzprovisionen zu zahlen,

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Seitdem die Differenzen zwischen mir und Herrn Dezelski entstanden sind und ich

operativ „aus der Gesellschaft ausgesperrt“ wurde, geht der Umsatz rapide und

kontinuierlich nach unten. Es ist auch unmöglich weiter Leads an die Gesellschaft

zu liefern, da Herr Dezelski sich weigert die schriftlich vereinbarten
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Umsatzprovisionen in Höhe von 10% zu zahlen. Mein letzter Stand ist, dass der

Dispos der Konten der eWoolution GmbH unterdessen am Anschlag sind.

Das ist dahingehend besonders ernüchternd für mich, da rund 95% aller

Kunden der eWoolution GmbH von mir generiert wurden, ich bereits

unentgeltlich etliche Monate für das Projekt gearbeitet habe und

ausschließlich meine guten Freunde als Business Angels der ersten Runde mit

dabei sind und in Summe rund 90 TEUR mit eingebracht haben.

Von Dezelskis Freunden wollte keiner investieren und so langsam weiß ich

auch warum: Sich in der Startup Phase einen BMW M6 Sonderedition mit

Neuwagenwert 200 TEUR auf die Firma zu leasen, ohne die anderen

Gesellschafter vorher zu fragen, ist schon bemerkenswert, zumal für hart

erarbeitete Vertriebsprovisionen der Gründungspartner dann kein Geld mehr

da war.”

Realität:

Herr Feldmann bezieht sich einleitend und abschließend auf die eWoolution GmbH. Das

streitige Verfahren wurde als Anlage beigefügt, woraus sich ebenfalls eindeutig ergibt,

dass die eWoolution GmbH gemeint sein muss.

Beweis: Urteil in Sachen Webshop Factory gegen eWoolution GmbH - Anlage Nr. 4

Übrigens: Trotz des Urteils wurde bis heute nicht bezahlt!
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Soweit der Kläger immer und immer wieder betont, dass ja nicht die eWoolution GmbH

gemeint sein kann, weil die Empfänger keinen Bezug zu dieser hätten - sondern nur zur

eWoolution Holding GmbH-, muss ich absurderweise ausführen, dass

1) Der Bekalgte die eWoolution GmbH und die eWoolution Holding GmbH jeweils

ausdrücklich benannt hat.

2) Der Beklagte die eWoolution GmbH und die eWoolution Holding GmbH - sofern

diese gemeinsam gemeint war, wie oben, auch gemeinsam benannt hat:

„Weiterhin wurde wieder ohne Rücksprache mit den Gesellschaftern das

Geschäftsführergehalt nach der Finanzierungsrunde eigenmächtig von Herrn Dezelski von

rund 70 TEUR auf über 80 TEUR erhöht (kumuliert eWoolution GmbH und eWoolution

Holding GmbH), obwohl es dazu gar keinen Gesellschafterbeschluss gab. “

3) Herr Andreas Dezelski ist Geschäftsführer beider Gesellschaften.

d) Antrag der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

Herr Oliver Feldmann wurde aus dem operativen Geschäft der eWoolution Holding

GmbH “ausgesperrt”, weshalb die Umsätze der Gesellschaft rapida sanken und

weiterhin sinken,

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Seitdem die Differenzen zwischen mir und Herrn Dezelski entstanden sind und ich

operativ „aus der Gesellschaft ausgesperrt“ wurde, geht der Umsatz rapide und

kontinuierlich nach unten. Es ist auch unmöglich weiter Leads an die Gesellschaft

zu liefern, da Herr Dezelski sich weigert die schriftlich vereinbarten
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Umsatzprovisionen in Höhe von 10% zu zahlen. Mein letzter Stand ist, dass der

Dispos der Konten der eWoolution GmbH unterdessen am Anschlag sind.

Das ist dahingehend besonders ernüchternd für mich, da rund 95% aller

Kunden der eWoolution GmbH von mir generiert wurden, ich bereits

unentgeltlich etliche Monate für das Projekt gearbeitet habe und

ausschließlich meine guten Freunde als Business Angels der ersten Runde mit

dabei sind und in Summe rund 90 TEUR mit eingebracht haben.

Von Dezelskis Freunden wollte keiner investieren und so langsam weiß ich

auch warum: Sich in der Startup Phase einen BMW M6 Sonderedition mit

Neuwagenwert 200 TEUR auf die Firma zu leasen, ohne die anderen

Gesellschafter vorher zu fragen, ist schon bemerkenswert, zumal für hart

erarbeitete Vertriebsprovisionen der Gründungspartner dann kein Geld mehr

da war.”

Realität:

Wie beim vorigen Punkt: Herr Feldmann bezieht sich einleitend und abschließend

auf die eWoolution GmbH. Es wurde sogar das Verfahren als Anlage beigefügt, aus

dem die Parteien in Bezug auf die Provisionen deutlich hervorgehen. Da die Holding

keine Umsätze hat spricht auch die Logik dafür, welche Gesellschaft gemeint ist.

Unbestritten ist, dass die Mail für den Andreas Dezelski sehr unangenehm war. Im

unmittelbaren Zusammenhang mit den Äußerungen, die den Anträgen 4 und 5 zugrunde

liegen, sprach der Beklagte allein von der eWoolution GmbH. Die Empfänger waren

Geschäftsleute, also Unternehmer.
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e) Antrag 7: Der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

Herr Andreas Dezelski bezog oder bezieht im Zusammenhang mit der

Geschäftsführung für die eWoolution Holding GmbH ein Gehalt zwischen 70.000 €

und 80.000 €,

f) Antrag 8: Der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

Herr Andreas Dezelski erhöhte eigenmächtig ohne jede Rücksprache mit den

Gesellschaftern der eWoolution Holding GmbH nach der letzten

Finanzierungsrunde der Gesellschaft oder zu einem anderen Zeitpunkt sein

Geschäftsführergehalt von 70.000 € auf 80.000 €,

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Weiterhin wurde wieder ohne Rücksprache mit den Gesellschaftern das

Geschäftsführergehalt nach der Finanzierungsrunde eigenmächtig von Herrn

Dezelski von rund 70 TEUR auf über 80 TEUR erhöht (kumuliert eWoolution

GmbH und eWoolution Holding GmbH), obwohl es dazu gar keinen

Gesellschafterbeschluss gab.”

Realität:

Nach dem Wortlaut bezieht sich die Aussage des Beklagten eindeutig auf beide

Gesellschaften kumuliert.

Auch insoweit meinte das Landgericht, es habe an einer Erstbegehung gefehlt, weil der

Beklagte klargestellt habe, dass die genannte Zahl sich aus den Gehältern bei der

eWoolution GmbH und bei der eWoolution Holding GmbH zusammengesetzt habe.
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Hier liegt das Landgericht offensichtlich falsch! Das ist sehr abwegig. Es muss sich dem

Landgericht doch aufdrängen, dass mit der Aussage, dass kumulativ beide

Gesellschaften gemeint sind, nicht gemeint sein kann, dass beide Gesellschaften

kumulativ gemeint sind!*

*Ironie

Namens und in Vollmacht meines Mandanten schließen wir uns trotzdem der Auffassung

des Landgerichts ausdrücklich an. Der Wortlaut zeigt, dass es um beide Gesellschaften

geht.

Beweis: Eindeutiger Wortlaut der Mail des Beklagten vom 26.05.2021

g) Antrag 9: Der Kläger, der Beklagte solle unterlassen zu Behaupten

Herr Andreas Dezelski veruntreute Vermögenswerte der eWoolution Holding GmbH

Beleg der Kläger dafür, dass der Beklagte dies behauptet habe:

Mail des Beklagten vom 26.05.2021

“Weiterhin wurden Dienstleister aus den Mitteln der Gesellschaft bezahlt,

dessen Leistungserbringung allerdings zu Gunsten einer anderen Gesellschaft

erfolgte. Den Verdacht der Untreue gilt es hier weiter zu prüfen. Ebenfalls

werden von mir bereits strafrechtliche Schritte geprüft. Eine erste Sichtung der

Fibu hat bereits mehrere Fälle aufgedeckt, siehe Beweise/Belege im Anhang.”
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Realität:

Ich halte dies für eine in der Laiensphäre zulässige Meinungsäußerung des Beklagten, der

mit der Mittelverwendung durch die Geschäftsführung unzufrieden ist, was im Hinblick auf

die nun eingetretene Insolvenz auch berechtigt war. Dass der Beklagte dem Kläger

Untreue im Rechtssinn vorwerfen wollte, ist nach BVerfG Beschluss vom 10. Oktober

1995 - 1 BvR 1476/91 (Soldaten sind Mörder) zu verneinen.

Weiterhin hat der Beklagte an die streitgegenständlichen Mail die Rechnungen beigefügt,

die aus seiner Sicht kritisch zu sehen sind, sodass sich jeder selbst ein objektives Bild

davon machen konnte.

Es kann die Abgrenzung zwischen Meinungsäußerung und überprüfbarer

Tatsachenbehauptung eigentlich dahinstehen, da der Beklagte jedenfalls auf die aus

seiner Sicht nicht korrekte Mittelverwendung aufmerksam machen wollte, die zum

Beispiel anhand eines von der Klägerin zu 1) bezahlten Designsets sichtbar wird. Dieses

wird bei der eWoolution GmbH (abrufbar unter support.ewoolution.de) verwendet, obwohl

es von der Klägerin zu 1) bezahlt und beauftragt wurde.

Beweis: Parteivernehmung des Beklagten zu 1)

Parteivernehmung des Herrn Andreas Dezelski

Anlage 2: Webseite support.ewoolution.de

Auch das oben eingebrachte Urteil des Amtsgerichts Frankfurt Az. 30 C 169/21 (71)

(Anlage 1) stellt richterlich fest, dass der Kläger zu 2) und dessen Vater bei Verfügungen

der eWoolution Holding GmbH eigene Interessen verfolgen. Die Geschäftsführung hat auf

diese Vorwürfe natürlich reagiert und durch reine Schutzbehauptung lapidar erklärt, dass

diesbezüglich irgendwann angeblich mal eine Schlussabrechnung gegenüber den

tatsächlich begünstigten stattfinden solle:
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“Herr Andreas Dezelski ist Geschäftsführer beider Gesellschaften. Er ist zudem von

dem Verbot befreit, Insichgeschäfte vorzunehmen. In Wahrnehmung gerade seiner

Vermögensbetreuungspflichten gegenüber beiden Gesellschaften beauftragte er für

beide Gesellschaften etwa bei Flens IT Solutions bestimmte

Entwicklungsleistungen, die gleichermaßen relevant waren für beide

Gesellschaften. Anstatt also zwei Aufträge zu jeweils höheren Kosten in Auftrag zu

geben, vergab er einheitliche und damit günstigere Aufträge. Die gegenüber

getrennten Aufträgen niedrigeren Kosten dieser einheitlichen Aufträge teilen sich

beide Gesellschaften, wobei gegebenenfalls eine Gesellschaft für die andere in

Vorleistung tritt und gegenüber der anderen Gesellschaft Rechnungen über den auf

die andere Gesellschaft entfallenden Anteil der Leistungen stellt.

vgl. Abmahnung vom 17.06.2021, Seite 8

Die Schlussabrechnung ist nie erfolgt. Im Prinzip wird der Vorgang von der Klägerin zu 1)

bestätigt. Selbst wenn die Kläger die die Belege für dieses angeblich geplante Vorgehen

nun “finden” würden, ist die eWoolution GmbH finanziell gar nicht in der Lage diese

Forderungen zu bedienen, was den Klägern auch bekannt ist. Der Kläger zu 2) ist

Geschäftsführer beider Gesellschaften.

Beweis: Anlage 3: Begründung Nachschusspflicht eWoolution GmbH

Keine Präklusion, bereits im Ursprungsprozess, aber ich muss es klarstellen, da der

Berufungskläger alles was bereits vorgetragen wurde, einfach wieder anführt.

Abschließend ist im Rahmen der Interessenabwägung bei der Beurteilung folgendes zu

berücksichtigen:

1. Der Empfängerkreis kannte die Strukturen und Historie der Gesellschaften;
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Beweis: Ich führe exemplarisch einige Empfänger an, die gleichzeitig auch Gesellschafter

beider Gesellschaften sind bzw. waren. Mittlerweile dürften die erschlichenen Gelder

verbraucht sein und beide Gesellschaften sind insolvent. Hilfsweise gilt generell: Selbst

wenn man in den Meinungsäußerungen eine Tatsachenbehauptung sehen würde, wären

alle Tatsachenbehauptungen erwiesenermaßen zutreffend und können nun auch

bewiesen werden. Eine Einstweilige Verfügung hat den Charakter, dass die Verfügung

fortlaufend weiterbesteht. Wenn sich im Laufe der Zeit weitere Beweise für die

Meinungsäußerungen des Beklagten ergeben, sind diese für die Bewertung der Sache

zuzulassen. Sollte der Berufungskläger nun also bestreiten, dass die

Meinungsäußerungen auch bei Annahme einer Tatsachenbehauptung unzutreffend wären,

ist darüber Beweis zu erheben.

Parteivernehmung des Oliver Feldmann;

Zeugen Herr Stephan Parrandier, Im Worth 2, 60433 Frankfurt

Herr Hannes Bergmann, Kalk Markt 24, 51103 Köln

Herr Christian Rhode, Mühlenberg 25, 25782 Tellingstedt

Herr Rolf Scheler, Wingert Str. 15, 63225 Langen

Herr Benett Ricks, Rua Eduardo Coelho N52, 1 equerdo, 1200-168

Lisboa, Portugal

Herr Christian Schulze, Tiroler-Straße 14, 60596 Frankfurt

2. Durch die Unterlassungsaufforderung sollte der Beklagte primär mundtot gemacht

werden;

3. Die Geschäftsführung hat durch Ihr Verhalten die streitgegenständlichen Aussagen

selbst notwendig gemacht. Im Vorfeld der E-Mail wurden bereits einige

Gesellschafter auf klärungsbedürftige Sachverhalte aufmerksam. Diese haben
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Auskunftsanfragen an die Geschäftsführung gestellt, welche nicht oder nicht

ausreichend beantwortet wurden.

Beweis: Anlage 5 - Einberufung einer außerordentlichen

Gesellschafterversammlung

Anlage 6 - Klage gegen unberechtigte Nachschussforderung der

eWoolution GmbH

Anlage 7 - Replik gegen eine WEITERE unberechtigte

Nachschussforderung der eWoolution GmbH

Mirco Lehr
Rechtsanwalt
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